
Ordnung der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht  
der bayerischen Diözesen  

(Bayerische Regional-KODA-Ordnung – BayRKO) 
(Neue Fassung, (zuletzt geändert am 23. Februar 2022 zum 1. April 2022)) 

 
Präambel 

 
1Die katholische Kirche hat gemäß Artikel 140 GG, 137 Absatz 3 WRV das verfassungsrechtlich 
anerkannte Recht, die Arbeitsverhältnisse im kirchlichen Dienst als ihre Angelegenheit 
selbstständig zu ordnen. 2Um dem kirchlichen Sendungsauftrag und der daraus folgenden 
Besonderheit der kirchlichen Dienstgemeinschaft gerecht zu werden und um die Beteiligung 
der Dienstnehmerseite gemäß Artikel 7 Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse (Grundordnung) an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 
zu gewährleisten, wird zur Sicherung der Einheit und Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes 
und zur Ausgestaltung eines einheitlichen, regionalen, kirchlichen Arbeitsvertragsrechts in 
den bayerischen Diözesen folgende Ordnung erlassen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Diese Ordnung regelt das Zustandekommen von Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen mit folgenden Rechtsträgern: 
1. den bayerischen Diözesen, 
2. den Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 
3. den Verbänden von Kirchenstiftungen, 
4. den sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten öffentlichen juristischen Personen 

des kanonischen Rechts, 
5. den sonstigen kirchlichen Rechtsträgern, unbeschadet ihrer Rechtsform, die der 

bischöflichen Gesetzgebungsgewalt unterliegen, und deren rechtlich unselbständigen 
Einrichtungen. 

 
(2) 1Diese Ordnung regelt auch das Zustandekommen von Rechtsnormen über Inhalt, 
Abschluss und Beendigung von Arbeitsverhältnissen mit sonstigen kirchlichen Rechtsträgern 
unbeschadet ihrer Rechtsform, wenn sie 
 
a) ihren Sitz in einer bayerischen Diözese haben,  
 
b) die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

(Grundordnung) in ihrer jeweils geltenden Fassung für ihren Bereich rechtsverbindlich 
in ihr Statut übernommen haben, 

 
c) die Übernahme der Grundordnung dem Diözesanbischof angezeigt haben. 
 

2Voraussetzung ist, dass der Diözesanbischof, in dessen Diözese der Rechtsträger seinen Sitz 
hat, der erstmaligen Aufnahme des Rechtsträgers in den Zuständigkeitsbereich der 
Kommission schriftlich zugestimmt hat. 3Vor der Entscheidung des Diözesanbischofs ist die 
Kommission anzuhören. 4Wird die Aufnahme in den Zuständigkeitsbereich der Kommission 



vom Diözesanbischof abgelehnt, teilt der Diözesanbischof seine Entscheidung mit Begründung 
dem Rechtsträger und der Kommission mit und verweist den Rechtsträger an die zuständige 
Kommission nach vorheriger Absprache mit dem für diese Kommission zuständigen 
Diözesanbischof.  
 
(3) 1Wenn kirchliche Rechtsträger sich satzungsgemäß dafür entschieden haben, die 
Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) 
anzuwenden, bleiben sie von der Zuständigkeit der Kommission ausgenommen. 2Davon 
abweichend bleibt die Zuständigkeit der Kommission unberührt für Schulen sowie für 
Arbeitsbereiche nach Maßgabe des § 1 Absätze 6 und 8 ABD, sofern dort vor dem 1. April 2022 
das ABD angewandt wurde. 3Darüber hinaus findet diese Ordnung keine Anwendung in der 
Diözese Speyer unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zur Freisinger Bischofskonferenz. 4Im 
Übrigen findet sie auch keine Anwendung auf Kleriker, Dienst- und Beamtenverhältnisse. 
 
(4) 1Beantragt ein kirchlicher Rechtsträger den Wechsel in den Geltungsbereich einer anderen 
Ordnung, entscheidet der Diözesanbischof nach Zustimmung beider Seiten jeweils der 
abgebenden und der aufnehmenden Kommission. 2Der Antrag bedarf der schriftlichen 
Begründung. 3Die Entscheidung ist den Kommissionen mitzuteilen. 
 
(5) 1Der Diözesanbischof kann für mehrere kirchliche Rechtsträger eine eigene Ordnung 
erlassen. 2Die Entscheidung über den Erlass einer solchen Ordnung erfolgt im Benehmen mit 
beiden Seiten der ansonsten zuständigen Kommission. 
 

§ 2 
Kommission 

 
(1) Für die in § 1 genannten Rechtsträger besteht eine Kommission mit der Bezeichnung 
„Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen (Bayerische Regional-
KODA) – im Folgenden Kommission. 
 
(2) 1Die Amtszeit der Kommission beträgt fünf Jahre. 2Sie beginnt mit der konstituierenden 
Sitzung, jedoch nicht vor dem 1. September des Wahljahres, und endet mit Ablauf des 31. 
August des fünften auf die Wahl folgenden Jahres. 3Bis zur konstituierenden Sitzung der neuen 
Kommission nimmt die bestehende Kommission die Aufgaben geschäftsführend gemäß dieser 
Ordnung wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf Monaten über das Ende ihrer Amtszeit 
hinaus. 
 

§ 3 
Aufgabe 

 
(1) 1Aufgabe der Kommission ist die Beratung und Beschlussfassung von Rechtsnormen über 
Inhalt, Abschluss und Beendigung von Arbeitsverhältnissen, solange und soweit die Zentrale 
Kommission (§ 2 Zentral-KODA-Ordnung) von ihrer Regelungsbefugnis gemäß § 3 Absatz 1 
Zentral-KODA-Ordnung keinen Gebrauch gemacht hat oder macht. 2Die durch die Kommission 
nach Maßgabe dieser Ordnung beschlossenen und vom Diözesanbischof in Kraft gesetzten 
Beschlüsse gelten unmittelbar und zwingend. 
 



(2) Beschlüsse der Zentralen Kommission im Rahmen ihrer Beschlusskompetenz gemäß § 3 
Absatz 1 Zentral-KODA-Ordnung gehen mit ihrer Inkraftsetzung den Beschlüssen der 
Kommission vor. 
 
(3) In Erfüllung ihrer Aufgabe soll die Kommission bei den Beratungen die Empfehlungen der 
Zentralen Kommission gemäß § 3 Absatz 3 Zentral-KODA-Ordnung berücksichtigen. 
 

§ 4 
Zusammensetzung 

 
(1) 1Die Kommission ist paritätisch besetzt. 2Sie setzt sich aus 40 Mitgliedern (20 
Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen und 20 Dienstnehmer-
vertreter/Dienstnehmervertreterinnen) zusammen, und zwar 
 
a) jeweils zwei Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen und zwei 

Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus der Erzdiözese Bamberg 
sowie aus den Diözesen Eichstätt, Passau, Regensburg und Würzburg, 

 
b) vier Dienstgebervertreter/Dienstgebevertreterinnen und vier Dienstnehmer-

vertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus der Diözese Augsburg, 
 
c) vier Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen und vier Dienstnehmer-

vertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus der Erzdiözese München und Freising 
sowie 

 
d) zwei Dienstnehmervertreter/Dienst-nehmervertreterinnen aus dem Bereich der 

Lehrkräfte an katholischen Schulen gemäß can. 803 CIC und 
 
e  zwei Vertreter/Vertreterinnen der Schulträger.  
 

3Einer davon kann auch ein Vertreter / eine Vertreterin des Katholischen Schulwerks in Bayern 
sein. 
 
(2) 1Zusätzlich zu den Mitgliedern auf Dienstnehmerseite nach Absatz 1 wird eine bestimmte 
Anzahl von Mitgliedern durch tariffähige Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaften) 
entsandt. 2Das Nähere regelt § 6. 3Im Fall der Entsendung ist für deren Dauer für jedes 
Gewerkschaftsmitglied die Dienstgeberseite um einen Dienstgebervertreter / eine 
Dienstgebervertreterin zu erhöhen.  
 

§ 5 
Berufung und Wahl der Mitglieder, Wahlrechtsgrundsätze 

 
(1) 1Die Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen werden durch die Konferenz der 
bayerischen Generalvikare für die Dauer der Amtszeit berufen. 2Als 
Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterin kann nicht berufen werden, wer aufgrund der 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) Mitglied der Mitarbeitervertretung sein kann. 3Nicht 
im kirchlichen Dienst stehende Personen können 
Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterin sein, wenn sie als Mitglied eines kirchlichen 



Organs zur Entscheidung in arbeitsvertragsrechtlichen Angelegenheiten befugt sind. 4Bei der 
Berufung der Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen sollen die verschiedenen 
Bereiche des kirchlichen Dienstes einschließlich der Orden, insbesondere der Orden nach 
päpstlichem Recht, angemessen berücksichtigt werden. 
 
(2) 1Die Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen gemäß § 4 Absatz 1 werden für 
die Dauer der Amtszeit gewählt. 2Die verschiedenen Arbeitsbereiche des kirchlichen Dienstes 
sollen dabei berücksichtigt werden. 3Das Nähere regelt die Wahlordnung. 
 

§ 6 
Entsendungsgrundsätze 

 
(1) 1Die Anzahl der Mitglieder gemäß § 4 Absatz 2 Satz 1, die von den Gewerkschaften 
entsandt werden, richtet sich grundsätzlich nach dem zahlenmäßigen Verhältnis der zum 
Zeitpunkt der Entsendung in den Gewerkschaften zusammengeschlossenen kirchlichen 
Dienstnehmer/Dienstnehmerinnen zur Gesamtzahl der kirchlichen 
Dienstnehmer/Dienstnehmerinnen im Zuständigkeitsbereich der Kommission 
(Organisationsstärke). 2Ungeachtet der jeweiligen Organisationsstärke stehen für die 
Gewerkschaften mindestens zwei Sitze zur Verfügung. 3Satz 2 findet keine Anwendung, wenn 
die Mitarbeit in der Kommission von keiner Gewerkschaft beansprucht wird. 
 
(2) Berechtigt zur Entsendung von Mitgliedern in die Kommission sind nur Gewerkschaften, 
die nach ihrer Satzung für diesen Bereich zuständig sind.  
 
(3) Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreter/Vertreterinnen für die Kommission, fallen alle 
Sitze nach Absatz 1 Satz 2 an diese Gewerkschaft. 
 
(4) 1Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter/Vertreterinnen für die Kommission, 
einigen sich die mitwirkungsberechtigten und mitwirkungswilligen Gewerkschaften auf die 
zahlenmäßige und namentliche Zusammensetzung der von der Gewerkschaft zu 
entsendenden Vertreter/Vertreterinnen. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet 
der/die Vorsitzende der Kommission im Einvernehmen mit dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden über die Verteilung der Plätze. 3Gegen die Entscheidung des/der Vorsitzenden 
der Kommission ist Klage beim kirchlichen Arbeitsgericht innerhalb einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 4Die Frist beginnt nur zu laufen, 
wenn die Gewerkschaften über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf 
anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden sind. 5Das 
kirchliche Arbeitsgericht entscheidet auf grund der Mitgliederzahlen, die ihm gegenüber 
glaubhaft zu machen sind. 6Die Glaubhaftmachung der Mitgliederzahl kann insbesondere 
durch eine eidesstattliche Versicherung erfolgen, die ein Mitglied des Vertretungsorgans der 
Gewerkschaft vor einem Notar / einer Notarin abgibt.  
 
(5) Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr dafür bieten, dass sie das 
verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestaltung der sozialen Ordnung 
ihres Dienstes achten und die Eigenart des kirchlichen Dienstes respektieren.  
 



(6) Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Kommission aus oder wird es abberufen, 
entsendet die Gewerkschaft, die durch das Mitglied vertreten wurde, unverzüglich ein neues 
Mitglied.  
 
(7) 1Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der Kommission auf, einigen sich die 
verbleibenden mitwirkungs-berechtigten und mitwirkungswilligen Gewerkschaften darüber, 
wer für den Rest der Amtszeit die Stelle des ausscheidenden Mitglieds übernehmen soll. 
2Kommt keine Einigung zustande, entscheidet der/die Vorsitzende der Kommission, welcher 
verbleibenden Gewerkschaft das Nachbesetzungsrecht zusteht. 3Gegen die Entscheidung 
des/der Vorsitzenden der Kommission ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht innerhalb 
einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 4Die Frist 
beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaft über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem 
der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt 
worden ist.  
 
(8) Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der Kommission auf, erfolgt keine 
Nachbesetzung.  
 
(9) Das Nähere regelt die Entsendeordnung für die Vertreter/Vertreterinnen der tariffähigen 
Arbeitnehmerkoalitionen in die Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 
Diözesen.  
 

§ 7 
Konstituierende Sitzung und Wahl des/der Vorsitzenden und des/der stellvertretenden 

Vorsitzenden 
 
(1) Der/Die bisherige Vorsitzende, bei dessen/deren Verhinderung der/die bisherige 
stellvertretende Vorsitzende, lädt zur konstituierenden Sitzung ein, die innerhalb von acht 
Wochen nach Ablauf der Amtszeit der bisherigen Kommission stattfindet. 
 
(2) Das nach Lebensjahren älteste Mitglied eröffnet und leitet die konstituierende Sitzung bis 
zum Abschluss der Wahl. 
 
(3) 1In der konstituierenden Sitzung werden ein Vorsitzender / eine Vorsitzende und ein 
stellvertretender Vorsitzender / eine stellvertretende Vorsitzende von der Kommission für die 
Hälfte der Amtszeit geheim gewählt. 2Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen aller 
Kommissionsmitglieder auf sich vereinigt. 3Kommt in zwei Wahlgängen die erforderliche 
Mehrheit nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt. 4Je einer/eine muss der Dienstgeber- bzw. der Dienstnehmerseite 
angehören. 5Der Vorsitz liegt jeweils zur Hälfte der Amtszeit bei der Dienstnehmer- und der 
Dienstgeberseite. 6Die zeitliche Verteilung kann im Einvernehmen von Dienstnehmer- und 
Dienstgeberseite gesondert bestimmt werden. 7Bei jedem Wechsel findet eine Neuwahl statt. 
 
(4) Scheidet der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende vorzeitig aus, 
findet für den Rest der jeweiligen Amtszeit nach Absatz 3 eine Nachwahl statt. 
 
 
 



§ 8 
Vorzeitiges Ausscheiden, Nachfolge für ausgeschiedene Mitglieder, Ruhen der 

Mitgliedschaft 
 
(1) 1Die Mitgliedschaft in der Kommission erlischt vor Ablauf der Amtszeit durch 
 
1. Wegfall der Voraussetzungen für die Berufung oder Wählbarkeit; die Feststellung 

erfolgt durch den Vorsitzenden / die Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden, 

 
2. Niederlegung des Amtes, die dem/der Vorsitzenden gegenüber schriftlich zu erklären 

ist, 
 
3. Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst in der Diözese, in der das Mitglied gewählt 

oder für die es berufen wurde, oder Eintritt in die Freistellungsphase eines nach dem 
Blockmodell vereinbarten Altersteilzeitarbeitsverhältnisses oder Eintritt in die 
Freistellungsphase eines Sabbatjahrmodells unmittelbar vor dem Renteneintritt, 

 
4. rechtskräftige Entscheidung der kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen, die die grobe 

Vernachlässigung oder Verletzung der Befugnisse und Pflichten als Mitglied der 
Kommission festgestellt haben, 

 
5. Abberufung eines Mitglieds durch die entsendende Gewerkschaft oder Beendigung 

der Mitgliedschaft einer Gewerkschaft; dies gilt auch für die 
Dienstgebervertreter/innen nach § 4 Absatz 2 Satz 3, wenn der Gewerkschaftssitz nicht 
nachbesetzt wird. 

 
2Satz 1 gilt entsprechend für Ersatzmitglieder. 
 
(2) Scheidet ein Dienstgebervertreter / eine Dienstgebervertreterin vorzeitig aus, so beruft die 
Konferenz der bayerischen Generalvikare für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied. 
 
(3) 1Auf Antrag des einzelnen Mitglieds kann dessen Mitgliedschaft in der Kommission aus 
wichtigem Grund für ruhend erklärt werden. 2Über den Antrag entscheidet der/die 
Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der stellvertretenden Vorsitzenden. 3Kommt eine 
einvernehmliche Entscheidung nicht zustande, ist der Antrag der Kommission vorzulegen. 4Die 
Entscheidung der Kommission ist endgültig. 5Die Mitgliedschaft ruht ebenso für den Fall, dass 
der/die Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der stellvertretenden Vorsitzenden die 
dauerhafte Verhinderung eines Mitglieds feststellt. 6Gegen die Entscheidung des/der 
Vorsitzenden und des/der stellvertretenden Vorsitzenden kann Beschwerde bei der 
Kommission erhoben werden; die Kommission entscheidet abschließend. 7Handelt es sich bei 
dem Mitglied, dessen Mitgliedschaft für ruhend erklärt wird, um einen Dienstnehmervertreter 
/ eine Dienstnehmervertreterin, so rückt für die Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft das 
nächstberechtigte Ersatzmitglied nach; handelt es sich um einen Dienstgebervertreter / eine 
Dienstgebervertreterin, beruft die Konferenz der bayerischen Generalvikare für die Dauer des 
Ruhens der Mitgliedschaft ein Ersatzmitglied. 8Handelt es sich um einen entsandten 
Dienstnehmervertreter / eine entsandte Dienstnehmervertreterin, benennt die 



Gewerkschaft, die durch das Mitglied vertreten wurde, für die Dauer des Ruhens der 
Mitgliedschaft ein neues Mitglied. 
 
(4) 1Wird einem Mitglied der Kommission die grobe Vernachlässigung oder Verletzung der 
Befugnisse und Pflichten als Mitglied der Kommission vorgeworfen, ruht die Mitgliedschaft, 
wenn die Kommission mit zwei Drittel der Gesamtheit ihrer Mitglieder das Ruhen der 
Mitgliedschaft beschließt. 2Das Ruhen der Mitgliedschaft endet, wenn das Kirchliche 
Arbeitsgericht in erster Instanz feststellt, dass das Mitglied seine Befugnisse und Pflichten 
nicht grob vernachlässigt oder verletzt hat. 3Handelt es sich bei dem Mitglied, dessen 
Mitgliedschaft für ruhend erklärt wird, um einen Dienstnehmervertreter / eine 
Dienstnehmervertreterin, so rückt für die Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft das 
nächstberechtigte Ersatzmitglied nach; handelt es sich um einen Dienstgebervertreter / eine 
Dienstgebervertreterin, beruft die Konferenz der bayerischen Generalvikare für die Dauer des 
Ruhens der Mitgliedschaft ein Ersatzmitglied. 4Handelt es sich um einen entsandten 
Dienstnehmervertreter / eine entsandte Dienstnehmervertreterin, benennt die 
Gewerkschaft, die durch das Mitglied vertreten wurde, für die Dauer des Ruhens der 
Mitgliedschaft ein neues Mitglied. 
 
(5) 1Bei einer ordentlichen arbeitgeberseitigen Kündigung mit Freistellung von der Arbeit ruht 
die Mitgliedschaft in der Kommission ab dem Zeitpunkt der Freistellung. 2Im Falle einer 
außerordentlichen arbeitgeberseitigen Kündigung nach § 626 BGB ruht die Mitgliedschaft in 
der Kommission mit dem Zugang der außerordentlichen Kündigung. 3Absatz 4 Satz 3 findet 
entsprechende Anwendung. 4Die Mitgliedschaft in der Kommission endet gemäß Absatz 1 
Nummer 3 mit der Rechtsbeständigkeit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
 
(6) 1Die Mitgliedschaft in der Kommission ruht ebenfalls für Zeiten, in denen die 
Hauptleistungspflichten des Arbeitsverhältnisses des Kommissionsmitglieds ruhen. 2Absatz 4 
Satz 3 findet entsprechende Anwendung. 
 
(7) 1Scheidet ein Dienstnehmervertreter / eine Dienstnehmervertreterin vorzeitig aus, rückt 
das nach der Wahlordnung nächstberechtigte Ersatzmitglied für den Rest der Amtszeit nach. 
2Steht kein Ersatzmitglied aus der jeweiligen Diözese bzw. kein Dienstnehmervertreter / keine 
Dienstnehmervertreterin aus dem Bereich der Lehrkräfte an katholischen Schulen gemäß can. 
803 CIC mehr zur Verfügung, wählt die Dienstnehmerseite mit der Mehrheit der Stimmen ihrer 
Mitglieder aus den übrigen Ersatzmitgliedern unabhängig von den Vorgaben des § 4 Absatz 1 
und den Vorgaben der Wahlordnung ein Mitglied für den Rest der Amtszeit nach. 
 

§ 9 
Unterkommissionen 

 
(1) 1Die Kommission kann für die Dauer ihrer Amtszeit oder zeitlich befristet zur 
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen bestimmter Rechtsträger oder bestimmter Berufs- und Aufgabenfelder 
in den kirchlichen Einrichtungen mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder 
Unterkommissionen bilden. 2Die Reichweite der Handlungskompetenz der Unterkommission 
wird von der Kommission festgelegt. 3Vorschriften dieser Ordnung über die Kommission 
gelten für die Unterkommissionen und deren Mitglieder entsprechend, soweit sich nicht aus 
den Absätzen 2 bis 6 etwas anderes ergibt. 4§ 15 Abs. 9 Satz 5 gilt mit der Maßgabe, dass statt 



des Vorbereitungsausschusses der/die Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden der Kommission bzw. der Unterkommission handelt. 
 
(2) 1Die Unterkommissionen setzen sich paritätisch aus insgesamt vier oder sechs 
Vertretern/Vertreterinnen aus der Reihe der Dienstnehmer und vier oder sechs 
Vertretern/Vertreterinnen aus der Reihe der Dienstgeber zusammen. 2Die Festlegung erfolgt 
durch die Kommission. 3Die Hälfte der Mitglieder jeder Seite wird von den Seiten der 
Kommission aus ihren Reihen gewählt. 4Die andere Hälfte der Mitglieder darf nicht Mitglied 
der Kommission sein; sie wird von der jeweiligen Seite der Kommission aus den betroffenen 
Berufs- und Aufgabenfeldern bzw. Rechtsträgern berufen, für die die Unterkommission 
gebildet wurde.  
 
(3) 1Die Mitglieder der Unterkommissionen bestimmen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden / 
eine Vorsitzende sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden / eine stellvertretende 
Vorsitzende von der jeweils anderen Seite. 2Der/Die Vorsitzende und sein/ihr Vertreter bzw. 
seine/ihre Vertreterin müssen Mitglied der Kommission sein. 
 
(4) Die Sitzungen der Unterkommissionen werden von dem/der jeweiligen Vorsitzenden, bei 
dessen/deren Verhinderung von dem Stellvertreter / der Stellvertreterin geleitet und 
einberufen. 
 
(5) Die Amtszeit der Unterkommission endet spätestens mit der Amtszeit der Kommission. 
 
(6) 1Die von der Unterkommission mit einer Mehrheit der Stimmen von zwei Drittel ihrer 
Mitglieder beschlossenen Regelungsvorschläge sind qualifizierte Beschlussempfehlungen. 
2Diese werden dem Diözesanbischof nur dann zur Inkraftsetzung zugeleitet, wenn ihnen die 
Kommission mit einer Mehrheit der Stimmen von zwei Drittel ihrer Mitglieder zustimmt. 
 

§ 9a 
Unterkommission für Einrichtungen in wirtschaftlichen Notlagen 

 
(1) 1Jede (Gesamt-) Mitarbeitervertretung oder jeder Dienstgeber oder beide gemeinsam 
können bei Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage für die Gesamtheit der Einrichtungen 
eines Rechtsträgers, für eine Einrichtung oder für Teile einer Einrichtung einen schriftlich zu 
begründenden Antrag an den Vorsitzenden / die Vorsitzende der Kommission stellen, zeitlich 
befristet von einzelnen durch die Kommission beschlossenen Regelungen (insb. Höhe aller 
Entgeltbestandteile, Umfang der regelmäßigen Arbeitszeit und Umfang des Erholungsurlaubs) 
unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben abzuweichen. 2Zur Begründung hat der / haben 
die Antragsteller die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 3Bei Anträgen einer (Gesamt-) 
Mitarbeitervertretung reicht eine substanziierte Darstellung aus. 
 
(2) 1Für Anträge nach Absatz 1 richtet die Kommission für die Dauer ihrer Amtsperiode eine 
Unterkommission für Einrichtungen in wirtschaftlichen Notlagen ein. 2Diese Unterkommission 
setzt sich paritätisch aus vier Vertretern/Vertreterinnen aus der Reihe der Dienstnehmer und 
vier Vertretern/Vertreterinnen aus der Reihe der Dienstgeber zusammen. 3Der/Die 
Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende der Kommission sind kraft Amtes 
Vorsitzende dieser Unterkommission, je ein weiteres Mitglied der Dienstgeber- und der 
Dienstnehmerseite wird von der jeweiligen Seite bereits bei der Einrichtung dieser 



Unterkommission für die Dauer der Amtsperiode gewählt (permanente Mitglieder). 4Darüber 
hinaus werden jeweils ein Stellvertreter / eine Stellvertreterin für diese Mitglieder für den Fall 
der Verhinderung gewählt. 5Die zwei anderen Mitglieder jeder Seite werden unverzüglich 
nach Eingang eines Antrags im Sinne von Absatz 1 für die Dauer des Verfahrens zur Erledigung 
des Antrags von der jeweiligen Seite bestimmt (Ad-hoc-Mitglieder).  
 
(3) 1Der/Die Vorsitzende der Kommission leitet einen Antrag nach Absatz 1 unverzüglich an 
die weiteren Mitglieder dieser Unterkommission weiter. 2Er/Sie veranlasst unverzüglich die 
Bestimmung der Ad-hoc-Mitglieder. 3Nach der Bestimmung lädt er/sie die Mitglieder dieser 
Unterkommission zu einer zeitnahen Sitzung ein. 
 
(4) 1Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet diese Unterkommission unverzüglich durch 
Beschluss. 2Soweit sie Abweichungen zulässt, sind diese zeitlich zu befristen. 3Sie kann von 
dem Dienstgeber der Einrichtung gegebenenfalls weitere erforderliche Unterlagen anfordern. 
 
(5) 1Die Sitzungen dieser Unterkommission werden von dem/der Vorsitzenden, bei 
dessen/deren Verhinderung von dem stellvertretenden Vorsitzenden / der stellvertretenden 
Vorsitzenden einberufen und geleitet. 2Die Führung der laufenden Geschäfte erfolgt durch die 
Geschäftsstelle der Kommission. 3Die Mitglieder dieser Unterkommission sollen vor Ort 
Gespräche mit den Betroffenen, insbesondere mit der betroffenen (Gesamt-
)Mitarbeitervertretung und dem betroffenen Dienstgeber führen. 4Jede Seite dieser 
Unterkommission kann einen Sachverständigen / eine Sachverständige hinzuziehen; 
dieser/diese hat das Recht zur Teilnahme an den Sitzungen dieser Unterkommission. 
 
(6) 1Die von dieser Unterkommission mit einer Mehrheit der Stimmen von zwei Drittel ihrer 
Mitglieder beschlossenen Regelungsvorschläge sind qualifizierte Beschlussempfehlungen. 
2Diese werden dem zuständigen Diözesanbischof bzw. den zuständigen Diözesanbischöfen 
nur dann zur Inkraftsetzung zugeleitet, wenn ihnen die Kommission mit einer Mehrheit von 
zwei Drittel der Stimmen ihrer Mitglieder zustimmt. 3Die Vollversammlung hat darüber 
unverzüglich abzustimmen. 4Das Gesamtverfahren soll innerhalb einer Höchstdauer von drei 
Monaten erledigt werden. 5Die Frist nach Satz 4 beginnt mit der Feststellung der 
Vollständigkeit der eingereichten Unterlagen durch den Vorsitzenden / die Vorsitzende im 
Einvernehmen mit dem/der stellvertretenden Vorsitzenden. 
 
(7) 1Vorschriften dieser Ordnung bezüglich der Kommission gelten für diese Unterkommission 
entsprechend, soweit sich nicht aus den vorgenannten Absätzen etwas anderes ergibt. 2§ 15 
Abs. 9 Satz 5 gilt mit der Maßgabe, dass statt des Vorbereitungsausschusses der/die 
Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der stellvertretenden Vorsitzenden handelt. 
 

§ 9b 
Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte 

 
(1) Die Kommission bildet eine Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte für die Lehrkräfte an 
katholischen Schulen gemäß can. 803 CIC mit der Aufgabe, lehrerspezifische 
Beschlussempfehlungen zu erarbeiten. 
 
(2) Die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte setzt sich aus acht Mitgliedern der Kommission 
zusammen, und zwar aus 



 
a) dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsitzenden kraft Amtes, 
 
b) den beiden für die katholischen Schulen gemäß can. 803 CIC berufenen 

Dienstgebervertretern/Dienstgebervertreterinnen, 
 
c) den beiden gewählten Dienstnehmervertretern/Dienstnehmervertreterinnen aus dem 

Bereich der Lehrkräfte und 
 
d) je einem von der Kommission mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählten 

Mitglied jeder Seite. 
 
(3) Wird ein in Absatz 2 b) bis d) genanntes Mitglied der Kommission zum/zur Vorsitzenden 
oder zum/zur stellvertretenden Vorsitzenden gewählt, wird durch die Kommission ein anderes 
Mitglied aus der jeweiligen Seite in die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte gewählt. 
 
(4) Verabschiedet die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte mit einer Mehrheit der Stimmen von 
zwei Drittel ihrer Mitglieder eine Beschlussempfehlung, wird diese als „Beschlussempfehlung 
der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte“ der Vollversammlung zur Beschlussfassung 
vorgelegt. 
 
(5) Antragsberechtigt sind die Mitglieder der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte; die Anträge 
müssen in Textform mit Begründung vorgelegt werden. 
 
(6) 1§ 15 Absätze 3, 4, 7 und 9 gelten entsprechend. 2§ 15 Abs. 9 Satz 5 gilt mit der Maßgabe, 
dass statt des Vorbereitungsausschusses der/die Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden handelt. 
 

§ 10 
Rechtsstellung 

 
(1) 1Die Mitglieder der Kommission führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 2Sie sind in 
ihrem Amt unabhängig und an keine Weisungen gebunden. 
 
(2) 1Für die Mitglieder der Kommission steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der 
Kommission der arbeitsvertraglich vereinbarten Tätigkeit gleich. 2Sie dürfen in der Ausübung 
ihres Amtes nicht gehindert und aufgrund ihrer Tätigkeit weder benachteiligt noch begünstigt 
werden; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 3Aus ihrer Tätigkeit dürfen ihnen keine 
beruflichen Nachteile erwachsen. 
 
(3) Erleidet ein Mitglied der Kommission, das Anspruch auf Unfallfürsorge nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen hat, anlässlich der Wahrnehmung von Rechten oder in 
Erfüllung von Pflichten nach dieser Ordnung einen Unfall, der im Sinne der 
beamtenrechtlichen Unfallfürsorgevorschriften ein Dienstunfall wäre, so sind diese 
Vorschriften entsprechend anzuwenden. 
 

§ 11 
Freistellung 



 
(1) 1Die Mitglieder der Kommission, die im kirchlichen Dienst stehen, sind zur 
ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwendigen Umfang von der 
dienstlichen Tätigkeit freizustellen, insbesondere für die Teilnahme an den Sitzungen der 
Vollversammlung und der Arbeitsgruppen und für deren Vorbereitung. 2Zu den Aufgaben der 
Mitglieder der Kommission gehört auch die Pflege einer angemessenen Rückbindung zu 
denen, die sie repräsentieren, sowie eine regelmäßige Informationsarbeit. 3Die Freistellung 
umfasst den Anspruch auf Reduzierung der übertragenen Aufgaben. 4Fällt eine Tätigkeit als 
Kommissionsmitglied auf einen außerhalb der persönlichen Arbeitszeit liegenden Zeitraum, 
hat das Mitglied Anspruch auf entsprechende Arbeitsbefreiung zu einem anderen Zeitpunkt 
unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts. 5Ausführungsbestimmung vom 1. September 2018 zu 
§ 11 Absatz 1 Satz 2 BayRKO Aufgabe der allgemeinen Informationsarbeit ist die 
• Information der Beschäftigten über tarifliche und damit im Zusammenhang stehende 
Themen aus Perspektive der Dienstnehmerseite sowie die 
• Kommunikation mit den Wählerinnen und Wählern, um diese über die Arbeit, Ziele und 
Planungen ihrer Vertreterinnen und Vertreter zu informieren und ihnen die Möglichkeit zu 
geben, sich in die tarifpolitische Diskussion gegenüber den Gewählten einzubringen. 
6Verwirklicht wird die allgemeine Informationsarbeit insbesondere durch 
• die Herausgabe der Zeitschrift „KODA Kompass“ sowie 
• die Website „kodakompass.de“. 
7Die notwendigen Kosten werden im Rahmen der Finanzierung der Kommission durch die 
Diözesen getragen. 8Die Diözesen stellen die Adressen für den Versand an die Beschäftigten 
im Anwendungsbereich des ABD zur Verfügung, soweit sie über diese Adressen verfügen. 
9Eine der Diözesen stellt die Plattform für die Domain kodakompass.de zur Verfügung. 10Sie 
nimmt keinen Einfluss auf die redaktionelle Arbeit. 11Beteiligung der Dienstgeberseite die 
personelle und inhaltliche Beteiligung der Dienstgeberseite an der Informationsarbeit der 
Dienstnehmerseite hat in der Vergangenheit dazu beigetragen, eine hohe 
Informationsqualität zu erreichen, die Akzeptanz der Informationen auf Arbeitgeberseite und 
die praktische Anwendung der ABD-Regelungen in den Einrichtungen zu sichern und 
arbeitsvertragsrechtliche Konflikte auf betrieblicher Ebene zu vermeiden. 12Deshalb 
befürwortet die Mitarbeiterseite ausdrücklich die Fortsetzung dieser Beteiligung. 13Sie ist ein 
wichtiger Baustein gelebter Dienstgemeinschaft innerhalb der Kommission. 
14Die Dienstgeberseite ist berechtigt, 
• eine Vertreterin oder einen Vertreter in die Redaktion zu entsenden. Diese oder dieser hat 
Stimmrecht und wird in vollem Umfang an der Redaktionsarbeit beteiligt. Darüber hinaus hat 
die jeweilige Sprecherin oder der jeweilige Sprecher der Dienstgeberseite den Status eines 
„ständigen Gastes“, dem bei Bedarf auch die Stellvertretung des von der Dienstgeberseite 
entsandten Redaktionsmitgliedes zufällt. 
15Bei unterschiedlichen Auffassungen 
• innerhalb der Redaktion wird eine Konsenslösung angestrebt. Handelt es sich um 
Rechtsfragen, wird versucht, eine juristische Klärung gegebenenfalls mithilfe von 
Rechtsberaterinnen bzw. Rechtsberatern herbeizuführen. Handelt es sich um politische 
Fragen, erhält gegebenenfalls die Dienstgeberseite beziehungsweise die Vertreterin oder der 
Vertreter der Dienstgeberseite die Möglichkeit, die abweichende Position in entsprechendem 
Umfang in einem eigenen Beitrag der Auffassung der Dienstnehmerseite gegenüberzustellen. 
16Journalistische Vorgaben: 
• Bericht und Kommentar sind zu trennen. 



• Positionen und Rechtsauffassungen, die lediglich Ansichten der Dienstnehmerseite 
wiedergeben, werden als solche für die Leserinnen und Leser eindeutig kenntlich gemacht. 
• Die Dienstgeberseite hat in grundsätzlichen Fragen die Möglichkeit, ihre Auffassung 
gegenüberzustellen. 
17Erscheinungsweise und Umfang der Zeitschrift KODA Kompass: 
Die Informationsarbeit findet regelmäßig statt, um Aktualität und Akzeptanz des Mediums zu 
sichern. 18In der Vergangenheit wurden in der Regel vier Ausgaben pro Jahr veröffentlicht. 
19In der weiteren Planung wird daher von vier Ausgaben pro Jahr ausgegangen, es kann auch 
zu drei Ausgaben pro Jahr kommen. 20Der Umfang der Ausgaben richtet sich nach dem Bedarf 
und umfasst bei regulären Ausgaben in der Regel 16 bis 20 Seiten.  
21Spezielle Informationsarbeit der einzelnen Dienstnehmervertreter und 
Dienstnehmervertreterinnen: Unbeschadet dieser Ausführungsbestimmungen über die 
gemeinsame Informationsarbeit der Dienstnehmerseite haben die einzelnen 
Dienstnehmervertreterinnen und Dienstnehmervertreter weiterhin die Aufgabe, mit ihren 
Wählerinnen und Wählern in Kontakt zu treten und über tarifliche Fragen Auskunft zu geben 
und politische Positionen zu vertreten. 
 
(2) Die gemäß den Bestimmungen der Wahlordnung gewählten Kandidaten/Kandidatinnen 
sind bis zur konstituierenden Sitzung im notwendigen Umfang für Veranstaltungen der 
Dienstnehmerseite zur Vorbereitung auf ihre Tätigkeit freizustellen. 
 
(3) Das weitere Mitglied der Dienstgeber- und der Dienstnehmerseite im 
Vermittlungsausschuss wird für die Teilnahme an Verhandlungen im notwendigen Umfang 
freigestellt. 
 
(4) Das Nähere regeln Ausführungbestimmungen1 der Kommission. 
 
1 Ausführungsbestimmungen vom 20. September 2017 zu § 11 Absatz 4 BayRKO: 
1. Die Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen in der Kommission sind auf 

Antrag hin bis zu 30 % der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines/einer Vollbeschäftigten freizustellen. 

2. Die Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen in der Kommission im 
Vorbereitungsausschuss haben zusätzlich Anspruch auf eine Freistellung in Höhe von 
25 % (einem Viertel) der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines/einer vergleichbaren Beschäftigten. 

3. Der Dienstnehmervertreter / Die Dienstnehmervertreterin in der Kommission als 
Vorsitzender/Vorsitzende bzw. als stellvertretender Vorsitzender / stellvertretende 
Vorsitzende ist auf Antrag bis zu 75 % (drei Viertel) der durchschnittlichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer vergleichbaren Vollbeschäftigten 
freizustellen. 

4. Der/Die von der Dienstnehmer-/Dienstnehmerinnenseite mit der leitenden Betreuung 
der Öffentlichkeitsarbeit beauftragte Dienstnehmervertreter/Dienstnehmer-
vertreterin hat zusätzlich Anspruch auf eine Freistellung in Höhe von 25 % (einem 
Viertel) der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer 
vergleichbaren Vollbeschäftigten. 

5. Der/Die von der Dienstnehmer-/Dienstnehmerinnenseite mit der leitenden Betreuung 
der Webseite der Dienstnehmerseite beauftragte Dienstnehmervertreter/Dienst-
nehmervertreterin hat zusätzlich Anspruch auf eine Freistellung in Höhe von 10 % 



(einem Zehntel) der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines/einer vergleichbaren Vollbeschäftigten. 

6. 1Die gewählten Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus dem Bereich 
der Lehrkräfte an katholischen Schulen in der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte 
haben jeweils Anspruch auf eine zusätzliche Freistellung in Höhe von 10 % der 
durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer 
vergleichbaren Vollbeschäftigten. 2Der Freistellungsumfang beträgt insgesamt 
mindestens zehn Wochenstunden einschließlich der Freistellung nach Nr. 1. 3Der/Die 
von der Kommission in die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte gewählte 
Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterin hat Anspruch auf eine zusätzliche 
Freistellung in Höhe von 10 % der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit eines/einer vergleichbaren Vollbeschäftigten. 

7. Die durch die Freistellung der Vertreter/Vertreterinnen der Beschäftigten in der 
Kommission dem Anstellungsträger entstehenden Kosten trägt auf Antrag die jeweilige 
(Erz-)Diözese. 

8. Die durch die Freistellung der Vertreter/Vertreterinnen der 
Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen in der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte in der 
Kommission entstehenden Kosten tragen auf Antrag die bayerischen Diözesen. 

 
Niederschriftserklärung: 
1Jeder Dienstnehmervertreter / Jede Dienstnehmervertreterin beantragt bei seinem/ihrem 
Arbeitgeber die Freistellung in dem Umfang, wie sie für den jeweiligen Arbeitsanfall für die 
Arbeit der Kommission notwendig ist. 2Das Höchstmaß der Freistellung (bei Lehrkräften 
Unterrichtsstunden) darf die angegebene Zahl in Prozentpunkten nicht übersteigen (Bsp.: bis 
zu 30 % Freistellung der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf der 
Basis von 39 Wochenstunden eines/einer vergleichbaren Vollbeschäftigen ergibt maximal 
11,7 Zeitstunden). 3Soweit sich bei Lehrkräften Bruchteile von wöchentlich zu erteilenden 
Unterrichtsstunden (Jahreswochenstunden) ergeben, sind diese gegebenenfalls durch ein 
Arbeitszeitkonto auszugleichen. 
 

§ 12 
Schulung 

 
1Die Mitglieder der Kommission werden im erforderlichen Umfang bis zu insgesamt einer 
Woche im Jahr für die Teilnahme an Schulungsveranstaltungen freigestellt, soweit diese 
Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit in der Kommission erforderlich sind. 2Jede Seite stellt 
für ihre Mitglieder die Erforderlichkeit fest. 
 

§ 13 
Kündigungsschutz der Mitglieder der Kommission 

 
1Einem Mitglied der Kommission kann nur gekündigt werden, wenn ein Grund für eine 
außerordentliche Kündigung vorliegt. 2Abweichend von Satz 1 kann in Fällen des Artikels 5 
Grundordnung auch eine ordentliche Kündigung ausgesprochen werden. 3Die Sätze 1 und 2 
gelten ebenfalls innerhalb eines Jahres nach Ausscheiden aus der Kommission. 
 

§ 14 
Beratung 



 
1Der Dienstnehmerseite werden zur Beratung im notwendigen Umfang eine im Arbeitsrecht 
kundige Person oder die dafür erforderlichen Mittel zur Verfügung gestellt. 2Die Beauftragung 
einer Person erfolgt im Einvernehmen mit der Dienstnehmerseite. 3Der Berater / Die Beraterin 
ist nicht Mitglied der Kommission, kann jedoch an den Sitzungen der Kommission teilnehmen. 
4Satz 3 gilt entsprechend für eine mit der Beratung der Dienstgeberseite beauftragte Person. 
 

§ 15 
Sitzungen, Antragsstellung und Geschäftsordnung 

 
(1) 1Die Kommission tritt bei Bedarf zu Vollversammlungen zusammen. 2Eine 
Vollversammlung hat stattzufinden, wenn dies von einem Drittel der Mitglieder in Textform 
und unter Angabe von Gründen verlangt wird. 
 
(2) 1Der/Die Vorsitzende der Kommission, bei Verhinderung der/die stellvertretende 
Vorsitzende, lädt unter Angabe der Tagesordnung spätestens zwei Wochen – in Eilfällen acht 
Tage – vor der Sitzung ein. 2Die Tagesordnung und die Sitzungsunterlagen sollen spätestens 
eine Woche vor der Sitzung zugehen. 3Er/Sie entscheidet im Einvernehmen mit dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden auch über die Eilbedürftigkeit. 
 
(3) 1Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, so ist die Übertragung des 
Stimmrechts auf ein anderes Mitglied derselben Seite zulässig. 2Ein Mitglied kann zusätzlich 
nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. 3Die Übertragung des Stimmrechts 
erfolgt in Textform. 4Bei Wahlen in der Kommission ist eine Stimmrechtsübertragung nicht 
zulässig. 
 
(4) Die Kommission ist beschlussfähig, wenn von jeder Seite jeweils die Hälfte der Mitglieder, 
darunter der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende, anwesend ist.  
 
(5) Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Kommission; die Anträge müssen in Textform mit 
Begründung vorgelegt werden. 
 
(6) Empfehlungsbeschlüsse der Zentralen Kommission sind nach Zuleitung durch die 
Geschäftsstelle der Zentral-KODA in der nächsten Sitzung der Kommission zu behandeln. 
 
(7) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Der/Die Vorsitzende kann im Einvernehmen mit 
dem/der stellvertretenden Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen. 
 
(8) Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
(9) 1Die Sitzungen finden in der Regel als Präsenzsitzungen statt. 2Die Teilnahme an 
Präsenzsitzungen von einzelnen Mitgliedern mittels Video ist unzulässig. 3Im Ausnahmefall 
kann die Sitzung mittels Videokonferenz durchgeführt werden, wenn sichergestellt ist, dass 
Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. 4Eine Aufzeichnung ist 
unzulässig. 5Über das Vorliegen eines Ausnahmefalles und die Auswahl der 
Videokonferenzsoftware entscheidet der Vorbereitungsausschuss. 6Im Fall des Absatzes 2 
Satz 3 entscheidet der/die Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden. 7Die Absätze 1 bis 7 gelten für eine Sitzung mittels Videokonferenz 



entsprechend. 8Die Beschlussfassung (§ 16 Absatz 1) durch Abstimmung in einer Sitzung 
mittels Videokonferenz ist zulässig; dies gilt auch für den Fall der geheimen Abstimmung, 
wenn sichergestellt ist, dass das Abstimmungsgeheimnis gewahrt ist. 9Die Durchführung 
geheimer Wahlen (§§ 7 und 19) ist zulässig, wenn sichergestellt ist, dass das Wahlgeheimnis 
gewahrt ist. 10Jedem Mitglied der Kommission werden die notwendigen technischen Mittel 
(Hardware und Software) für die Teilnahme an Videokonferenzen zur Verfügung gestellt. 
11Bezüglich der Kosten gilt §25. 
 

§ 16 
Beschlüsse und ihre Inkraftsetzung 

 
(1) 1Die Kommission fasst Beschlüsse mit einer Mehrheit der Stimmen von zwei Drittel der 
Gesamtzahl ihrer Mitglieder. 2Beschlüsse zu Beschlussempfehlungen der Ständigen 
Arbeitsgruppe Lehrkräfte werden mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder gefasst. 
 
(2) 1In Angelegenheiten, die eilbedürftig sind und für die eine mündliche Behandlung 
entbehrlich ist, können Beschlüsse schriftlich herbeigeführt werden. 2Ein Beschluss kommt 
nicht zustande, wenn mindestens vier Mitglieder der Kommission eine mündliche Erörterung 
verlangen. 3Der/Die Vorsitzende entscheidet im Einvernehmen mit dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden über die Einleitung dieses Verfahrens. 
 
(3) Die Beschlüsse werden nach Unterzeichnung durch den Vorsitzenden / die Vorsitzende 
oder den stellvertretenden Vorsitzenden / die stellvertretende Vorsitzende den 
Diözesanbischöfen übermittelt. 
 
(4) Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, einen Beschluss in Kraft zu setzen, weil er 
offensichtlich gegen kirchenrechtliche Normen oder gegen Vorgaben der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre verstößt, so legt er innerhalb von sechs Wochen nach Zugang des 
Beschlusses beim Bischöflichen Ordinariat unter Angabe von Gründen Einspruch bei der 
Kommission ein. 
 
(5) Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein Einspruch erhoben worden ist, sind die 
Beschlüsse für die einzelnen bayerischen Diözesen vom Diözesanbischof in Kraft zu setzen und 
im Amtsblatt der Diözese zu veröffentlichen. 
 
(6) 1Im Falle eines Einspruchs berät die Kommission die Angelegenheit nochmals. 2Fasst sie 
einen neuen Beschluss oder bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, so leitet sie diesen dem 
Diözesanbischof zur Inkraftsetzung zu. 3Kommt ein solcher Beschluss nicht zustande, so ist das 
Verfahren beendet. 
 
(7) Das Verfahren ist auch dann beendet, wenn der Diözesanbischof sich aus den im Absatz 4 
genannten Gründen nicht in der Lage sieht, einen bestätigten oder geänderten Beschluss in 
Kraft zu setzen. 
 

§ 16a 
Beschlussfassung zu Beschlüssen der Zentralen Kommission 

 



(1) Beschlüsse der Zentralen Kommission, die gemäß § 3 Absatz 1 Zentral-KODA-Ordnung 
gefasst worden sind, werden von der Kommission innerhalb der Einspruchsfrist beraten. 
 
(2) Stimmt die Kommission einem Beschluss der Zentralen Kommission mit der Mehrheit der 
Stimmen ihrer Mitglieder zu, unterrichtet sie davon umgehend die Diözesanbischöfe. 
 
(3) 1Stimmt die Kommission einem Beschluss der Zentralen Kommission nicht mit der 
Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder zu, so unterrichtet sie davon unter Angabe der Gründe 
umgehend die Diözesanbischöfe. 2Die Diözesanbischöfe legen in diesem Fall Einspruch gegen 
den Beschluss der Zentralen Kommission ein. 
 

§ 17 
Vermittlungsausschuss 

 
(1) Die Kommission bildet einen Vermittlungsausschuss. 
 
(2) Der Vermittlungsausschuss besteht aus 
a) dem/der Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses, 
b) dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsitzenden der Kommission 

kraft Amtes, 
c) je einem weiteren Mitglied der Dienstgeber- und der Dienstnehmerseite, 
d) zwei weiteren Beisitzern/Beisitzerinnen, die der Kommission nicht angehören.  
 
(3) Für die Mitglieder des Vermittlungsausschusses wird für den Fall der Verhinderung jeweils 
ein Stellvertreter / eine Stellvertreterin gewählt bzw. bestellt. 
 

§ 18 
Voraussetzung der Mitgliedschaft im Vermittlungsausschuss 

 
 
(1) 1Der Vorsitzende des Vermittlungsausschusses und sein Stellvertreter / seine 
Stellvertreterin bzw. die Vorsitzende des Vermittlungsausschusses und ihr Stellvertreter / ihre 
Stellvertreterin müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz 
haben. 2Sie dürfen weder im kirchlichen Dienst stehen noch dem Vertretungsorgan einer 
kirchlichen Körperschaft oder eines anderen Trägers einer kirchlichen Einrichtung angehören. 
3Sie sollen der katholischen Kirche angehören und über fundierte Kenntnisse und Erfahrungen 
im Arbeitsrecht verfügen. 4Sie dürfen nicht durch kirchenbehördliche Entscheidung in der 
Ausübung der allen Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte gehindert sein und müssen die 
Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl eintreten. 5Für sie 
gelten die Vorgaben der Grundordnung entsprechend. 
 
(2) Die Mitglieder nach § 17 Absatz 2 Buchstabe d) sollen Erfahrung in der Arbeit einer 
kirchlichen Arbeitsrechtskommission haben.  
 

§ 19 
Wahl und Amtszeit des Vermittlungsausschusses 

 



(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter / seine Stellvertreterin bzw. die Vorsitzende und 
ihr Stellvertreter / ihre Stellvertreterin werden von der Kommission mit zwei Drittel der 
Stimmen ihrer Mitglieder für die Dauer einer Amtszeit geheim gewählt. 
 
(2) 1Kommt in den ersten beiden Wahlgängen diese Mehrheit nicht zustande, reicht im dritten 
Wahlgang die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Kommission. 2Wird auch diese nicht 
erreicht, wählen die Dienstgeber- und die Dienstnehmerseite getrennt je einen Vorsitzenden 
/ eine Vorsitzende mit mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. 3Wählt eine Seite keinen 
Vorsitzenden / keine Vorsitzende, ist nur der/die andere Vorsitzender/Vorsitzende des 
Vermittlungsausschusses. 
 
(3) 1Werden im getrennten Verfahren zwei Vorsitzende des Vermittlungsausschusses 
gewählt, entscheidet jeweils nach Anrufung des Vermittlungsausschusses durch die 
Kommission das Los, wer den Vorsitz im jeweiligen Verfahren übernimmt. 2Das Los wird in der 
Sitzung von dem/der an Lebensjahren ältesten Anwesenden geworfen. 3Der/Die jeweils 
andere ist Stellvertreter/Stellvertreterin für dieses Verfahren. 
 
(4) 1Scheidet der/die Vorsitzende des Vermittlungsausschusses vor dem Ende der Amtszeit 
aus, findet für den Rest der Amtszeit eine Nachwahl statt. 2Wird bei dieser Nachwahl die 
Mehrheit des Absatzes 1 bzw. Absatzes 2 Satz 1 nicht erreicht, entscheidet das Los.  
 
(5) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses nach § 17 Absatz 2 Buchstabe c) und deren 
Stellvertreter/Stellvertreterinnen und die Stellvertreter/Stellvertreterinnen der Mitglieder 
des Vermittlungsausschusses nach Buchstabe b) werden zu Beginn der Amtszeit der 
Kommission von der jeweiligen Seite mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder gewählt. 
2Scheidet ein gewähltes Mitglied aus der Kommission aus, oder kann das Amt im 
Vermittlungsausschuss nicht mehr wahrgenommen werden, findet eine Nachwahl statt.  
 
(6) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses nach § 17 Absatz 2 Buchstabe d) und deren 
Stellvertreter/Stellvertreterinnen werden von der Kommission mit einer Mehrheit der 
Stimmen von zwei Drittel ihrer Mitglieder gewählt. 2Jede Seite schlägt ein Mitglied und einen 
Stellvertreter / eine Stellvertreterin vor. 3Kommt in den ersten beiden Wahlgängen diese 
Mehrheit nicht zustande, reicht im dritten Wahlgang die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder 
der Kommission. 4Wird auch diese nicht erreicht, dann benennt die betreffende Seite das 
Mitglied und den Stellvertreter bzw. die Stellvertreterin. 
 
(7) 1Die Amtszeit des Vermittlungsausschusses entspricht derjenigen der Kommission. 2Bis zur 
Wahl eines neuen Vermittlungsausschusses nimmt der bestehende Vermittlungsausschuss 
die Aufgaben wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf Monaten hinaus; anhängige 
Verfahren werden von diesem bestehenden Vermittlungsausschuss in jedem Fall zu Ende 
geführt. 
 

§ 20 
Anrufung des Vermittlungsausschusses 

 
(1) Falls ein Antrag in der Kommission nicht die für einen Beschluss erforderliche Mehrheit der 
Stimmen von zwei Drittel ihrer Mitglieder erhalten hat, jedoch mindestens die Hälfte der 
Gesamtheit der Mitglieder dem Beschluss zugestimmt hat, legt der/die Vorsitzende diesen 



Antrag dem Vermittlungsausschuss vor, wenn auf Antrag wiederum mindestens die Hälfte der 
Mitglieder für die Anrufung des Vermittlungsausschusses stimmt. 
 
 
(2) Falls eine Beschlussempfehlung der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte nicht die für einen 
Beschluss erforderliche Mehrheit der Stimmen erhalten hat, legt der/die Vorsitzende der 
Kommission diesen Antrag dem Vermittlungsausschuss dann vor, wenn wiederum mindestens 
die Hälfte der Mitglieder der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte für die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses stimmt. 
 

§ 21 
Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 

 
(1) 1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungsausschusses erfolgen auf Veranlassung 
des/der Vorsitzenden. 2Er/Sie leitet das Vermittlungsverfahren nach pflichtgemäßem 
Ermessen. 3Er/Sie kann Sachverständige hinzuziehen. 4Der/Die Vorsitzende kann die 
Verbindung verschiedener Verfahren beschließen, wenn die Verfahrensgegenstände in 
sachlichem oder rechtlichem Zusammenhang stehen.  
 
(1a) 1§ 15 Abs. 9 findet entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass statt des 
Vorbereitungsausschusses der/die Vorsitzende des Vermittlungsausschusses entscheidet. 
2Präsenzsitzungen mit einem Teil der Mitglieder, an denen ein anderer Teil der Mitglieder 
mittels Videokonferenz teilnimmt, sind unzulässig. 3Über die Durchführung einer Sitzung 
mittels Videokonferenz und die Auswahl der Videokonferenzsoftware entscheidet der 
Vorsitzende / die Vorsitzende. 4Die übrigen Absätze bleiben im Fall der Durchführung einer 
Sitzung mittels Videokonferenz unberührt. 
 
(2) 1Das Vermittlungsverfahren wird mit einem Vermittlungsvorschlag abgeschlossen, der 
innerhalb von acht Wochen nach der Anrufung des Vermittlungsausschusses zu erarbeiten ist. 
2Der Vermittlungsvorschlag soll einen beschlussfähigen Regelungsvorschlag enthalten. 3Der 
Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer Mehrheit von mindestens vier Stimmen. 4Eine 
Stimmenthaltung ist nicht möglich. 5Einigt sich der Vermittlungsausschuss nicht auf einen 
Regelungsvorschlag, kann auch ein Verfahrensvorschlag oder ein Hinweis beschlossen 
werden, für den die in Satz 3 geforderte Mehrheit erforderlich ist. 6Andernfalls stellt der/die 
Vorsitzende das Scheitern des Vermittlungsverfahrens fest.  
 
(3) 1Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 2Über das Vermittlungsverfahren ist 
Dritten gegenüber, die nicht Mitglieder der Kommission sind, Stillschweigen zu bewahren. 
 
(4) Der Vermittlungsausschuss legt das Ergebnis des Vermittlungsverfahrens der Kommission 
vor, die hierüber innerhalb von sechs Wochen zu beraten und darüber gegebenenfalls 
Beschluss zu fassen hat.  
 

§ 22 
Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 

 
(1) 1Stimmt die Kommission im Falle des § 20 dem Vermittlungsvorschlag nicht mit mindestens 
zwei Drittel der Stimmen ihrer Mitglieder innerhalb einer Frist von sechs Wochen zu, oder 



entscheidet die Kommission nicht gemäß § 16 selbst über die Angelegenheit, hat sich der 
Vermittlungsausschuss erneut mit der Angelegenheit zu befassen, wenn mindestens die 
Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder dies beantragt. 2Das Verfahren zur ersetzenden 
Entscheidung ist innerhalb einer Frist von vier Wochen nach erneuter Anrufung 
abzuschließen. 3Das Verfahren ist nicht öffentlich. 
 
(2) 1Der Vermittlungsausschuss beschließt eine Regelung mit der Mehrheit der Stimmen 
seiner Mitglieder. 2Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 3Wird eine Mehrheit nicht 
erreicht, bleibt es bei der bestehenden Rechtslage. 4Der Beschluss des 
Vermittlungsausschusses tritt an die Stelle eines Beschlusses der Kommission. 5Der/Die 
Vorsitzende des Vermittlungsausschusses setzt die Kommission unverzüglich über den 
Beschluss in Kenntnis. 6Die Inkraftsetzung erfolgt gemäß § 16 Absatz 3 bis 7. 
 

§ 23 
Vorbereitungsausschuss 

 
1Zur Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Kommission wird ein Vorbereitungsausschuss 
gebildet. 2Er berät den Vorsitzenden / die Vorsitzende bei der Aufstellung der Tagesordnung. 
3Er kann zu Beschlussvorschlägen von Arbeitsgruppen und Anträgen von 
Kommissionsmitgliedern Stellung nehmen. 
 

§ 24 
Arbeitsgruppen 

 
Für die Vorbereitung von Beschlüssen zu einzelnen Sachgebieten kann die Kommission 
ständige oder zeitlich befristete Arbeitsgruppen einsetzen. 
 

§ 25 
Kosten 

 
(1) Die bayerischen Diözesen stellen für die Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen der 
Kommission, der Unterkommissionen, des Vermittlungsausschusses, des 
Vorbereitungsausschusses, der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte und der Arbeitsgruppen 
sowie für die laufende Geschäftsführung in dem erforderlichen Umfang Raum, 
Geschäftsbedarf und Personalkräfte zur Verfügung und tragen hierfür die notwendigen 
Kosten; dies gilt auch für die für Beratung und Gutachten anfallenden Kosten, die nach 
vorhergehender Bewilligung durch die Kommission über die Geschäftsstelle abgerechnet 
werden.  
 
(2) 1Für den Vorsitzenden / die Vorsitzende und den stellvertretenden Vorsitzenden / die 
stellvertretende Vorsitzende sowie für die Mitglieder nach § 4 Absatz 1 Buchstaben d) und e) 
und für die für die Informationsarbeit freigestellten Mitglieder der Dienstnehmerseite sowie 
für die Tätigkeit im Vorbereitungsausschuss ersetzen die bayerischen Diözesen dem jeweiligen 
Arbeitgeber bzw. jeweiligen Schulträger die durch die Tätigkeit in der Kommission anfallenden 
Kosten einschließlich der Reisekosten. 2Die notwendigen Kosten einschließlich der 
Reisekosten für die übrigen Mitglieder nach § 4 Absatz 1 trägt die jeweilige Diözese. 3Die 
notwendigen Kosten einschließlich der Reisekosten für die Mitglieder nach § 4 Absatz 2 Satz 
1 tragen die entsendenden Gewerkschaften. 



 
(3) Dem/Der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsitzenden sowie Mitgliedern 
nach § 17 Absatz 2 Buchstabe d) des Vermittlungsausschusses kann eine 
Aufwandsentschädigung gewährt werden. 
 
Diese Änderungen treten mit Ausnahme der nachstehenden Änderung des § 4 mit Wirkung 
vom 1. April 2022 in Kraft. Die Änderung des § 4 Absatz 1 Buchstabe b) tritt mit Wirkung vom 
1. September 2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. August 2028 außer Kraft.  
 
§ 9 Absatz 1 Satz 4, § 9a, § 15 Absatz 9 und § 21 Absatz 1a treten mit Ablauf des 31. August2028 
außer Kraft.  
 
§ 9b wird zum 1. September 2028 wieder zu § 9a und Absatz 6 erhält ebenso wie § 4 Absatz 1 
Buchstabe b) wieder den Wortlaut in der Fassung vom 31. März 2022. § 2 Absatz 2 Satz 3 bleibt 
unberührt. 
 


